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Wiesbadener Angelegenheiten.
Wiesbaden . 25. August ISIS.

Rleknhänöler gegen die Lebensmittelverteuerung.
fim -L€- Klmnhändler zeigen den guten Willen , gegen
Ni ^ ub» maßrge Teuerung der Lebensmittel etwas zn tun

(? rfvSM,n aCi c- ^ ?"Uhten, bei günstiger Gelegenheit ihre
Schäfchen,recht gründlich zu scheren. Vom Lau des aus.
d? u ? s » - n ^f ' uland . Westfalen des Reichs-
SM-ji : ^ fi n. . ^ 1 ** elstandsverbandes  wird der
P esse geschrieben : Dre durch den Bundesrat verordnete B e.
mtnn« nrÜk ^ neuen  Getreideernte gab zu der Loft-
i Maßregel auch auf alle übrigen

Deutschland erzeugten und hergestellten
Nahrungsmittel ausgedehnt wird  zumal da

^ °rrlich sein dürfte , die berechtigten
ahifrf * « 1* ? r*eHScF' des Handels und der Verbraucher in

Weise zu berücksichtigen. Diese Hoffnung
scheint trügerisch zu sein, denn in einer von dem Duisburaer
Verein zmn Schutze für Handel und Gewerbe an die Handels-
kämmen Duisburg gerichteten Eingabe heißt es - Nach uns

erliegenden Nachrichten wurden in letzter Woche inländische
bM °lT hKn m- 50  bis 60 Mark in Waggonlad , na hebaw
velt gegenüber emem Friedenspreis von 10 bis 18 Mark für

Vfun/ (300̂ bis 400 Prozent )̂ mehr° ^ E ^ i st a û s^ e s cĥl of.
fe ' ÄUrÄÄ ? ' SWe,,o6en ‘* rti,E
r der genannten Eingabe betont der Verein daß er fick

" * S « ° s lomm« S " ’Ä ' Ä
2 - f unberufene Zwischenhandel  sich

5C? ? I ? % wird sein , daß wesentliche
Le,le der Ernte durch Spekulationen den,
Markt entzogen wurden,  daß ferner die Preise wei-
ŝ ^ ä-khen und in kiirzester Zeit Wucherpreise  mt-
stehen, welche die des Vorsahres weit fiint » r r;  *
' o f s e n . Die Verbraucher würden sich mit Recht gegen die

^£ r^ eri i m  auch wieder wie im der'
teiwr " rÄ er ^5 falschen Annahme , daß der letzte Der-
„ „ ' ^ ^ inhandel , die Ursache der Teuerung sei Es

'Sfr , ; s d - b » ,  f f n7 . s,m
ö e rt Winter durch rechtzeitige Vorsorge der
s e n0h,6t l h " C^ C 93rei § t rct6erei ausgeschlos.

Regierung muß sich darüber klar sein daß
len läßt ° u^ d" dok' g 'Eie Uebervorteilung nicht mehr gefal-
taSÄÜSSÄ ®"6”11"'" -
tune ^ -̂ b d? un die Handelskammer ersucht , in dieser Rich¬
tung be, der Regierung vorstellig zu werden.

cmn r€re ^iuhaudelsorganisationen haben sich in
dorausfichtlich nichts ' ^ k^ erunp gewendet . Nutzen wird esrausiicbtlich nichts , denn auch die organisierten
%Vrl Wfp5 "s en . ^arbeiten die Regierungsstellen und
a dere Behörden , indem sie sich gegen die Ausschaltuna des

sogar bei Rshrungsmittellieferungen für das
Heer wenden , und sie versichern, bereits Zusagen erhallen m
haben , m denen versprochen wird , bei den zuständigen Mini-

tu diesem Sinne zu wirken . Bei dem Einfluß den die
nebm ^ M?' ? ^ "" b" manchesmal in recht unange-
uehmer Weise bemerkbar macht, wird man sich darüber reiche
anderswo «Sw fn & ^  Fortschrittler und Nationalliberale.

^ Feilte , die sich schützend vor den Zwischen¬
handel stellen und dafür so rgen , daß dessen Weizen blübU

Großmartt für Kartoffeln, (Dbflf und Gemüse
Tor Pw m ^ nachmittag wurde in Mainz  am Mombacher
er7iwei er Großmarkt für Kartoffeln . Obst und Gemüse
tändle o ^ - rl ? Zurichtung soll es vor allem den kleinen

f T ** " ’ ^  Marktprodukte zu billigeren
wPriv " ^ bisher zu erstehen , um dadurch in die Lage versetzt zu
wert ^ i, auch ihrerjeits billiger verkaufen zu können . '
. chvie anderwärts , so glaubt man wohl auch in Mainz daß es
Rcrd 'ienü ^ ^ markt möglich sei, den kleinen Händlern ihren

offrm , unb ^otzdem dem hungernden Volke billige
ZU l-efern . In der Preffe war hinreichend auf die

-ropnung des Mainzer Grotzmarktes hingewiesen worden und so
.aren denn auch außer den städtischen Behörden eine große Menge

Neugieriger schienen , während die Leute , auf die es ankam.
bte  ® r^l“ nb  Kleinhändler , nur sehr spärlich vertreten

gelang es, dafür zu sorgen , daß der Mainzer
olkswitz die ganze Sache nicht lächerlich machte . Wir wollen mit

der Stadtverwaltung Mainz nicht rechten , ob die Einrichtung einem
h ebUf!* !i!! ^ ntc!fr ’ x* °bet nid^ und wir wollen auch zugeben , daß,

er Ichwache Besuch am ersten Tage sich auf mancherlei Art er-
aren laßt . Ueber eine Tatsache ist aber nicht hinwegzukommen : Die

^ >,r o ß h oin d el s p r e i s e für prima Kartoffeln betragen auf dem
7<'~Vr ?l C 6,50 aKcttf ^o Zentner ; im Kleinverkauf  am
sndtl,chen Marktstand in Wiesbaden 6 Pfennig für das Pfund;
Rotkraut kostet in Mainz 35 Mark per Hundert ; am Wiesbadener
Marktstand 30- 35 Pfennig pro Stück ; Weißkraut in Mainz 45
Mark pro Hundert ; m Wiesbaden 30—40 Pfennig pro Stück usw.
Von einer preisregulierenden Wirkung kann also bei diesem Groß-
markt nicht geredet werden und wenn demnächst in Wiesbaden ein
Großmarkt erofftret wird , dann dürfte es ähnlich kommen wie in
Viamz . Abgesehen davon , daß der Zwischenhandel die Markt¬
produkte unnötig verteuern muß ; die ohnehin leicht verderblichen
Waren leiden außerordentlich darunter , daß sie durch so viele
Hände gehew bis ste an den Verbraucher kommen , und mancher
Zentner Gemüse büßt auf diesem langen Wege bis zur Hälfte seines

®§ sollte daher gerade bei Marktprodukten als
ielbstverstandlich gelten , daß sie möglichst ohne Zwischenhandel
direkt vom Produzenten an die Verbraucher übergehen , und zwar
durch Vermittlung der Kommunen.

Am städtischen Marktstand in Wiesbaden ist der Preis für
beste Speisekartoffeln fett heute auf 6 Pfennig pro Pfund herab¬
gesetzt. Der Gemüseverkauf geht sehr flott und die Nachfrage nach
Bohnen ist kaum zu befriedigen . Ende dieser und anfangs nächster
Woche kommen bestimmt mehrere hundert Zentner Stangenbohnen
von bekannt guter Oualität zrim Preise von 15 Pfennig pro Pfund
z" m Verkauf . Der .Händlerpreis betrug heute wieder 26 Pfennig

nchmer . daß man besonders auch „derjenigen gedenken
mußte , di e , m Felde stehen ". Das scheint bei dem be-
treffenden Herrn nur wirklich bedeuten zu sollen , daß man der
len,gen gedenkt,  ohne die entsprechender . Verpflichtungen ihnen
gegenüber einzuhalten . Der Herr , ein Mainzer Grvßkaufmann
der während des Krieges schon abnorm viel ver-
dient hat.  hat nämlich sechi. Leute im Feld stehen , die bi?
jetzt fast nicf | t5 erhielten.  Ein Prokurist , der wohl der
erste Llngestelltc dies°s Hauses gewesen sein dürfte , ist nunmeh-
endgültig ab 1. Dezember 1914 entlassen.

Dieses Beispiel zeigt wieder , daß es leichter ist, schöne Reden
z» halten , wie soziale Verpflichtungen zu erfüllen . So legen
Llriegsinteressenten den Burgfried -u aus!

Achtung , Partcigenosscn ! In der am 18. August stattge.
fundenen Mitgliederversammlung konnte die Tagesordnung
nicht erledigt werden . Es wurde beschlossen , am Donnerstag
den 26 . August eine zweite Versammlung stattfinden zn lasten.

Der erste Punkts der Tagesordnung : Bericht von der Ber¬
ti auensmänner -Sitziing und über die dort fast einstimmige
Annahme der Resolution ergab eine lebhafte Debatte . Da
eine Reihe Genossen wegen vorgerückter Zeit nicht mehr zn
Wort kommen konnten , mußte Vertagung eintreten . Wir
laden alle Genossinnen und Genossen . Stadtverordnete , Unter-

kassierer , Parteifunktionäre usw . zu dieser Versammlung ein
und erwarten vollzähliges Erscheinen.

Zu dem Streit am hiesige » Residenztheater hören wir . daß
neuerdings Direktor Rauch auf Grund der Kriegsklausel seinem
Personal die Stellen auf den 1. September gekündigt hat . Ein Ur¬
teil des Oberlandesgerichts hat ihm dieses Recht zugesprochen . Das
Personal hat die Intervention des Oberbürp v̂meisters angerusen.

Unterstützung von Kriegsbeschädigte,, . Den aus Jlnlaß des
letzigcn Krieges mit Rente und Kriegszulagc versorgten Personen
wird es bei ihrem Körperzustand trotz eifrigster eigener Bemühung
und trotz Eingreifens der Kriegsfürsorgestelleii nicht immer möglich
sein, in abiehbarer Zeit ihr früheres Arbeitseinkommen nur ‘on=

zu erreichen . Härten , die hierbei entstehen , sollen nach Möq-
ichkeit ausgeglichen werden. Da eine gesetzliche Regelung aber erst

nach dem Kriege erfolgen kann , soll schon während des Krieges auf
Antrag der Be,chad,gtcn aus hierzu bercitstebenden Mitteln , soweit
es . angSngig , ,m Unterstützungswege geholfen werden . Die Anträge
wurden in begründeten Fällen an den zuständiaen Bc ^irksscldwebel
zu richten sein.

Vereine unv Versammlungen.
Wiesbaden . A.-G .-V . „Freundschaft ." Mittwoch abend 9 Uhr Probe

für Männer - und Frauenchor.

vertchwn . ^ " " -rmitt - l sind durch die Reichsfuttermittelstclle zu

giiläßt sruS!° n der Brotgetreidcernte es irgendwie
& 1 das sogenannte Hmterkorn zur Verfütterung unter

elne “ » »-»

r* ba‘ 93 r̂au mr- ®r erlangte Maßnahmen qeaen die
-beS^lc -dbestandes und zur Förderung der Be-

genügender und preiswerter Futtermittel . Rn die
b" den Referate schloß sich eine ausgiebige Diskussion an an
erbttckwn r Regierimg beteiligte . Verschiedene Redner

Esner besseren Organisation des Milchhandels in
vrl 'if? ^ erfolgreiches Mittel gegen allzu hohe Milcki-
und K-l- ttbv »,e /nossenschaktlicho Organisation des Milch-
und Flcischverkaufs wurde non einem der Redner in An.
d^ " ! olksst ^ ' 'S -sches ll"/ der Weisheit letzter Schluß ? Red.
Hiof M . i V S $ Ile&I,d’ wurden noch einige Mißstande ge.

Taoo nJr b, ^wtverwrgimg und bei der Kleienoert cüung
^̂We getreten sind. Die Regierung versprach, nach Möcr-

lichkeit für deren 2Ibhilse Sorge zu tragen . ' ^
*Jn '1te[Fur, fl Redaktion : Das ^objektive " Referat des

Sochwülter ^ ^ ^ molt zeigt , daß die Produzenten und deren
Sachwalter nur die Wahrung ihrer eigenen Interessen im
Auge haben . Deshalb hätte es wohl Nichts geschadet wenn
oo - ? 5r ^ me,itanschen Vertreter der Arbeiterschaft im Kriegs-
S t ! ,,? ! 1! ' out nöcr Teutlicfifeit gesagt hätten , was das
Volk draußen von dieier Mißwirtschaft hält , die von der Re-5'Erung gebilligt und gedecktw!rd Wir meinen, die selt-
käme Rolle die im hessischen Parlament bisher gesvi -rk
wurde , mußte endkiib einmal aufhören . um w mehr da wiR.
rend emeZ ganzen Kriegssabres auch den bescheidensten Wiin-

entsprachen wurde . Die Arbeiterschaft soll lmnaeni
lind den Mund halten , die Lebensmittelwucherer nützen die
Zeit und füllen ihre Teichen ans Kosten der niinderbeuriff -'s-
en Bevölkerung . Gewiß , auch das Reden allein wächst sablstß.

i ' ch,dem Volke nim .tzialse heraus , wenn ni ^ t der aerinaste
Versuch zum Handeln gemacht wird . Dabchasstg die
^ ' " nsnutttlverteurcr . und Kriegs '> knkanten köniiien ' uns
al .' Voraild m - rien . wie der . Burafrieden " ausgeniitzl werden
rann , uni Masseniniereswn wirksam , , > vertreten Warum
stehen unsere Leute mit 6)ewebr bei Fuß?

Mus ÜLM Greife Mlsesbaöen.
Biebrich , 24 . Jlug . (Das Brot wird billiger .) Der

Magistrat beschloß in Nebereinstimmung mit dem Lebensmittelaus-
fthuß in einer Sitzung am Montag : Ab nächster Woche beträgt das
^wicht eines Laib Brotes 4 Psund . Es wird um 150 Gramm
schwerer. Der Preis wird um 1 Pfenntg ' erhöht . Es komm, dem¬
nach ein Viec -Pfund -Brot aus 78 Pfennig zu stehen . Das höhere
Gewicht wird durch eine andere Zusammensetzung des Teiges erreicht.
(Hoffentlich werden die Zusatzpräparate nicht erhöht . D . B.) Von
einer Festsetzung von Höchstpreisen wurde Abstand genommen , weil
die Kartoffeln billiger werden und das Gemüse noch wächst; außer¬
dem glaubt man . daß die Marktpreise von Mainz und Wiesbaden
auch hier regulierend wirken . Der Ausschuß behält sich jedoch vor,
bei Slbverlangen zu hoher Preise den Magistrat zu vemnlasien,
Höchstpreise sestzusetzen. (Das hätte jetzt schon geschehen müssen . D . B.)
~ (Teuerungszulagen .) Die Verwaltungsstelle Biebrich des
Tabakarbeiterverbandes teilt uns mit : Infolge der enormen Teue-
rung sahen sich die Kollegen veranlaßt , bei ihren Arbeitgebern um
Teuerungszulagen einzukommen . Bis seht haben zwei Firmen Zu¬
geständnisse gemacht ; die Firma Schrempp hat eine Lohnerhöhung
von 30 bis 80 Pfennig pro Mille genehmigt , sowie 5 Prozent Teue¬
rungszulage , die Firma Lutz 50 Pfennig pro Mille . Es bedeutet
dies für jeden Arbeiter ein Mehr von 1.50 bis 2 Mark pro Woche.
Hoffentlich folgen die anderen Firmen bald nach.

. Aus dem Rhcingau , 24. Aug. (Selb st bewirtschaftu ng
m,t Brotgetreide .) Der Rheingaukreis wird in dem be¬
gonnenen Mehlwirtschaftsjahre in Gemeinschaft mit dem Unter¬
taunuskreis die Selbftbewirtschastung mit Brotgetreide durch¬
führen , und zwar in der Weise , daß der Untertaunuskreis seinen
l -eberschuß an Brotgetreide an den Rheingaukreis abführt und so
die fehlende Menge in letzterem Kreise ausgleicht . Der Aufkaup
des Getreides durch die vom Kreise bestellten Kommissionäre bat
bereits begonnen . Die Vermahlung des Getreides erfolgt durch
die einheimischen Mühlen . Die sich eraebende Kleie soll im Kreiseverbleiben.

fttw den umliegenden Greifen.

Theorie unö Praxis.
In der Generalversammlung eines Mainzer Lokal-

Vereins,  die dieser Tage stattfand , bemerkte ein Teil-

Sechstr Sitzung öes rrriegsausschuf)es öer tzeffjctzen
Zweiten Kammer.

In der gestrigen Sitzung des Kriegsausschusses der Zweiten
Kammer erstattete zunächst Abg . von Helmolt  ein ausführ¬
liches Referat über die Futtermittelfrage.  Er gab eine
Uebersicht über den Futtermittelmarkt , der überall eine starke
Futtermittelknappheit erkennen lasse, welche ihre nachteiligen
Einflüsse auf die Viehhaltung und natürlich auch auf die von
der Viehhaltung abhängige Milch -und Fleischproduktion nutzere.
Die Erhöhung der Milchpreise insbesondere werde zu llnrecht
auf zu hohe Produzmtengewinne zurückgeführt . Er erörterte
die Gründe des Rückganges in der Milchproduktion und be¬
gründete des weiteren folgenden Antrag:

die Großherzoglich «: Regierung zu ersuchen , nachstehende Maß¬
nahmen durchzuführen , hzw . beim Bundesrat zu beantragen.

. }■ Die Leistungsfähigkeit des Viehstandes , insbesondere die
Fleisch- und Milcherzeugung ist unbedingt zu erhalten . Hierzu
sind den Landwirten , an Stelle der Erzeugnifle , die sie zu einem
auf Grund gesetzlicher Verfügung festgesetzten Preis abzugeben
haben , andere , m Inland vorhandene gleichartige oder ähnliche
Erzeugnisse zu einem Preis zur Verfügung zu stellen , der dem
Preis entspricht , den die Landwirte für ihre Erzeugnifle erhalten.

Soweit diese Erzeugnisse aus dem Auslande einzuführen
srnd, hat diese Einfuhr lediglich durch die Reichsregierung zu er-
folgen und die Abgabe an die Landwirte zu einem festgesetzten,
nicht zu hohen Preise stattzufinden.

Ter freie Handel mit eingeführten Futtermitteln ist zuverbieten. 0

rvifÄri ' « !t' ’o' 9l ' rt- v - - .. na ' llckiH
•Vi.f«r* ofrn »r Otto o,i « L -vden ' "ft 'mxlen tmi-mmlückle am
nochwüwa oof dm, Bv>vhos Erbacb ,m Odenwald , wo ' ' ! er 5-fr
einen Aippenbrnch und innere Berietzun -en z,„ yo. Gr wnrd <- sa'-'r ' -
>ri ein Krankenba " ? l „ giniw .rg « be,aeblbrt , wo er aber vort , etn
^irfrio leinen Ick,w?-en SWlofeunnen frle " f„  if ».

R !̂ nbol, -. „ „stn. %1(! ar? ni  p (fff cnfinlir Sorte « eile >
c. r i ‘ «!" !.’ r* en f' ,-r birst - en Minwadners ^ aft nn^> flner

llilenbahnballestelle ist ni-nmebr erwl -t Es wird diese Mnlaae wcbl
werden , und Mar nahe der Linden,

vom^ vn '"/ntftrnt ° Zwecke Limburg -Niedernhausen ), etwa lOMinwen

!n de? Re?rf,/ ? J ?? ' lN i ed e rt r n ck t lg „ nd gemein ) beiekchnew
n der lieichsiaosstwina vom mianiaa der Liaatsiekretär Dr Telttnck

die Handlung . Weng Hz„ d, „ setz, dä '-eren Verdienst nei-men münden
gÄ [ Ü ?5 m ' Derattiae Fälle wurden nun in der biesige»
EidIverordnetensihnrrg vorlchirdentlicki vargebracht . Da gignbte die

'm ’ Sf ^  die Neherverhienlte genonnnen
^ verteidigen zu lallen nnd periönlickie Anariffe aeaen drei

^ ZZ rb Hett^ " ^ t,n - b:p bif ?f ^lle n .r Sprache brach, " "a
diê a «,mT d'e Handelskammer bat nunmebr ein Rnndsch .eiben an
die iamll ' chen bieswen Ltadtverordveten gerichtet, worin sie durch
dre , Großhändler feitstellen läßt , daß die Zucker-
Wucherprefte der Marktlaae angemessen oeweson sein
e e, fmh_ bip  Graßbändier , die diese' Gutachten ad.
? " *” m * «' ' fJ IMt "sttschuldig . Der eine davon gehört

zu der Giuppe . die selbst d,e übertrieben hgdan Preise für Zucker ae-
Ve7i7n "de« '̂ ,mb- 7 ^ oit,,r  benahm fiefi recht nnrnbmlick, bei
Uleatnri des Krieges , indem er für Salz W l 9 — iiit den Herrrer

be? ? ? ^ ' - denszeiten Mk. 8.50 nahm . Auch das sina Zeichm

9lerhfi 1!8“u ?4 ^außerordentlich unglückii  chen
mied ° " nf  d eB  a h n h ° f O b er.  R o d e nl wurden heni-

der hiesigen Strafkammer avfqerM.
■ 10. rionunr , nachm,tta s 4 Uhr . fuhr der Zna statt

t?w, ^ av “UT t0teä ^ °beng !eiS infolge falscher Metchen-
slellnng . Tel Zug rannte mit etwa 30 Kilometer . Geschwind infeit
geoen ben P ebbock: drei Derionen erlitten nicht übermäßig erhebliche
Rtn* Un>?f \  " 1!' fiten  l ' ch der diensttuende Siaiion -beamte
wt och , der Lvkomotivi,ihrer El aab und der Weichensteller K e I ler
vor dem Strafrichter vemntworten . Wie einer der Verteidiger a,,-.
pwrte . wäre es von der vohnverwallung richtiger gewesen, statt diese

bw Anklagebank zu führen , die primitiven Veibäln -iss« auf
Ober -Roden rechtzeilig abzustellen , die solche 9-ar-

falle tatsächlich verschulden . Auch das Kutochten des als Sach¬
verständigen vernommenen ehemaligen Laknmotivfübrers Mittler

r, el ntt C T®rt'fcbe @*ilöerunQ der vorliegenden Zustände.
„1 . f , i bof  f «' bet reinste Kinderspielplatz , zwei schwierige, oeiähr-
Iich« Uebergange sind dabe, zu uderwachev . Dagegen dielten die beiden
Me?rw'?,d7» ^ ber Eisendahnbehörde , ein grobes

U?b stahrlassigkelt für vorliegend . Das Gericht glaubte
Stock, daß er sich davon überzeugt batte , daß die

w i laO, waS ja auch durch die Beweisaufnahme feitaeste t
wurde . Dagegen konnte nicht aufgeklärt werden , auf welche Weise di«
Weiche dennoch bei Abgang des Zuges in eine falsche Stegun > ge-
>aten ,st. Der Angeklagte Stock wurde fonach . dem Anträge de«
Staatsanwalts oemäß . von Slraie und Kosten freigesprochen' Dm
Angeklagten Keller sah das Gericht als den Hmiptschuldiqen a». der
hatte merken müssen, daß die Weiche falsch lag . als der Zuq vorbei-
fuhr , wenn , r seines Amtes mit der notwendigen Sorgfalt qelval,et

batte sehen müssen, daß er auf falschem Gleis
o ,5- der Staatsanwalt gegen Glaab 150 Wik. und qeqen
Keller 100 Mk Geldstrafe beantragt hatte , erkannte das Gericht qeqen
Keller auf 75 Mk. und gegen Glaab auf 50 Mk . Geldstrafe . " ^

ver-

Vvn
mit

Feldpost.tub Geld eingetroffen.
chad. Die Mk. 2 .- reichen bis Ende Oktober . — Ihr Wunsch

ist auch der unserige.
Robert 6 . Die neue Adresse erhalten , wo bleibt aber die

sprochene Zahlwig?
Lesezimmer Wiesbadener Landstürmer . Das Exemplar geht

letzt an nach der angegebenen Adresse ab . Hoffentlich bekommen
dadurch spater Abonnenten in der Heimat.

Verschiedenen Abonnenten , die gemahnt worden sind , zur gefälliqea
Mitteilung daß am 3l . August das letzte Blatt abgesandt wird,
falls keine Nachricht eintrifft . '
. Das Matt senden wir solange , bis es aus¬
drücklich abbestellt wird . Die Kosten hat der Besteller zu tragen
Beauftragen Sie doch jemand , der hier für Sie die Sache regelt

Nach Lobs . Betrag ist pünktlich eingetroffen . Die kleinen
Verzögerungen liegen nicht gn ins . indessen wollen wir für die
Folge noch besser aufpasseir-
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Frankfurter Minmrdntten-Utrlaiurnlllvg.
Den Vorsitz führt Herr Graf.
Auf der Tagesordnungstehen in erster Linie mehrere Anfragen

und Anträge, die sich<mf t>k
Kohlennot und Lebensmittelteuerung.

beziehen. Eine Anfrage boit Fleischer u. C> it. wünscht einen zu¬
sammenfassenden Ueberblick über die Maßnahmen zur Versorgung
der Bürgerschaft mit Lebens-, Leucht- und Hcizmitteln ; eiir Antrag
Fladung verlangt Maßnahmen gegen die Kohlcnnot und -Teuerung;
ein Antrag Ziclowski u. Gen. endlich empfiehlt, umfassende Vor¬
kehrungen gegen die Lebensmittelteuerung. Tic einzelnen Leitsätze
der Anträge sind bereits veröffentlicht. Mitberaten wird eine Ein¬
gabe des Konsumentenausschusses, die sich in gleicher Richtung be¬
wegt.

Fleischer (natlst hob hervor, daß nach der Aussprache vor drei
Wochen manches erreicht Word«« sei. Die Verordnung des General¬
kommandos sei inzwischen etwas geändert; Preistafeln seien in der
Markthalle angebracht worden. In vielen Städten habe sich gezeigt,
daß der städtische Verkauf doch preisrcgulierend auf den Markt ge¬
wirkt habe. Tie Konferenz auf dem Polizeipräsidium in der Milch-
frage verdiene besondere Beachtung. Es sei nicht angängig , daß die
Landwirte sich für andere Ausfälle durch Erhöhung der Milchpreise
schadlos halten wollen. Die Einführung von kondensierter Mrlch
würde viel zu teuer sein.

Fladung (Soz.) weist zur Begründung seines Antrages darauf
hin, daß für die armen Familien im Winter Kohlen so notwendig
sind wie Brot . Weite Kreise der Bevölkerung wissen nicht, wie und
zu welchen Preisen sie Brennmaterialien in den Keller bekommen
können. Kohlcnsyndikat, Gros?- und Kleinhandel glauben , während
des Krieges das Publikum schröpfen zu können. Das Mannheimer
Kohlcnkontor habe schon im Frühjahr seinen Abnehmern mitgetcilt,
daß nur 50 Prozent des seitherigen Bedarfes geliefert werden
können. Als Ursachen werden Arbeitermangcl, Transporthinder¬
nisse und stärkerer Verbrauch von Kohlen der Militärbehörden an¬
gegeben. Richtig ist, daß Holland, Belgien und auch die Hcmfastädtc
jetzt mit Kohlen versehen werden müssen, die früher ihren Bedarf
wegen des billigeren Transports in England deckten; hinzu komm!,
daß 120000_ Bergarbeiter eingerückt sind. Zur Kohlenlnappheit
kommt jetzt noch die bereits angekündigte Teuerung ; 60 Prozent der
früher bezogenen Mengen will nach den neuesten Mitteilungen das
Mannheimer Kohlenkontor liefern. Die Preistreiberei ohne trifti¬
gen Grund ist schon seit einigen Jahren bemerkbar. Bei 0 Pfennig
Aufschlag des Syndikats für den Zentner folgen sofort die Groß¬
rind Kleinhändler mit einer Verteuerung von 10 Pfennig . Die
Hausbrandkohle ist während des Krieges von 17.50 auf 20.70 Mark
-die Tonne gestiegen, Nußkohlen von 15 auf 18 Mark, Briketts von
8.50 auf 11.70 Mark; auch die Holzpreise sind wesenllich in die Hohe
gegangen. Im Kleinverkauf hat sich der Zentner Hausbrandkohlcn
von 1.10 auf 1.50 Mack erhöht; bei der Nußkohle das gleiche Bild.
Beim Bezug eines einzelnen Zentners müsicn die ganz armen Leute
einen weiteren Aufschlag zahlen. Dabei fehlt der systematischen
Preissteigerung jede Berechtigung. Ein genauer Kenner der Zechen-
verhältniffe, Abgeordneter Hue, hat nnckgcwiesen, wie enorm die
Verdienste der Kohleninteressentengestiegen sind; um 40 bis 50
Prozent haben sich die Ueberschüsse der einzelnen Zechen erhöht.
Die Produktion kann leicht erhöht werden durch die Beschäftigung
russischer Bergleute. Angeblich sollen sie nicht leistungsfähig sein.
Bei einem Streik deutscher Arbeiter würden die Russen sicher den
Zechenbesitzern willkommene Arbeitskräfte sein. Es hat aber den
Anschein, als ob absichtlich keine größeren Mengen auf den Markt
gebracht werden sollen, nur um die hohen Preise zu halten . Zu
befürchten ist, daß in den nächsten Wochen die Sache noch schlimmer
wird. Da gilt cs insbesondere zu verhindern, dmß die Familien
der Krieger in kalter Stube auch noch frieren müssen. Redner er¬
sucht den Magistrat, rechtzeitig einzugreifcn, damit zur . Lebens-
mittcltcuerung nicht auch noch eine Kohlennot kommt.

Ziclowski (Sozst begründet den weiteren Antrag , der sich auf
Maßnahmen zur Milderung der Lebensmittelteuerung bezieht. Ueber
hohe Preise und Lebensmittelwucher, betonte der Redner , ist schon
zum Uebcrdruß geschrieben und geredet worden ; es sind auch viele
Verordnungen erlassen worden; aber eine nennenswerte Besserung
der Verhältnisse ist nicht eingetreten. Es scheint fast, als wenn wir
gegenüber den Preistreibereien auf dem Lebensmittelmarkt macht¬
los wären Unsere Anträge bezwecken, Magistrat und Regierung
zu tatkräftigem Handeln zu veranlassen. Vielleicht sind auch sic ein
Schlag ins . Wasser; aber wir wollen wenigstens nichts unversucht
lassen, um der Preistreiberei entgegenzuwirken. Der erste Teil
unserer Anträge basiert auf Beschlüssen, die die Stadtverordneten¬
versammlung in Köln gefaßt hat. Wir sind der Meinung , je ein¬
heitlicher und geschloffener die Städte in diesen Fragen Vorgehen,
desto besser ist es. Deshalb haben wir die Anträge übernommen
und glaubten, auch hier Zustimmung zu finden. Leider aber wollen
die Herren von der nationalliberalen und fortschrittlichen Fraktion
den wichtigsten Anträgen nicht zustimmen. Das ist bedauerlich;
denn tatsächlich steht doch fest, daß sich während des Krieges der
Zwischendandcl in allen Städten breitgemacht und zur Verteuerung
aller Lebensmittel beigetragen hat . Zugegeben, die Herren haben
gewisse Daren aus neutralen Ländern herbcigeschafft, so ist aber
von ihnen vergessen worden, sie den Konsumenten rechtzeitig zuzu¬
führen. Aus einer Gand sind die Waren in die andere gewandert,
jeder hat daran verdient, und auf diese Weise sind diese Artikel arg
verteuert worden.__ Diese Zwischenhändler haben keine Existenz¬
berechtigung; das ist auch von nationallibcralen Volkswirtschaftern
anerkannt worden. Wenn die Herren von der fortschrittlichen und
der nationalliberalen Fraktion diesen Leuten nicht zu nahe treten
wollen, dann wohl deshalb, weil biefe Kreise zu ihren politischen
Freunden gehören. Widerspruch bei den Bürgerlichen .). Die
reellen Händler werden durchaus nicht getroffen ; denn die Herren,
die zu Friedenszeitcn Waren bermittelt haben, können es auch jetzt
tun . Auch die „Franks. Zeitung" hat sich gegen diesen unlauteren
Zwischenhandel ausgesprochen. Die Forderung von Märkten in den
Vororten ist nicht neu; sie deckt sich mit dein sozialdemokratischen
Kommunalprogramm. Zweifellos bedingt die Einführung von
Märkten in den Außenvierteln eine Aenderung des Markiwesens;
cs mag auch Schwierigkeiten geben. Die Stadt wird aber bei ihrer
ständigen Ausdehnung dazu gezwungen werden, wenn auch nicht
jetzt, so doch nach dem Kriege. Von der Einkaufsmöglichkeit in der
einen Markthalle der Innenstadt haben die Frauen der Vororte keinen
Nutzen; durch die Straßenbahn erwachsen ihnen Ausgaben . Sie
gehen deshalb lieber zu den Spezereihändlern, die sich erst in den
letzten Jahren Gemüse zugelegt haben, und machen dort ihre Ein¬
käufe. Tie Stadtverwaltung sagt, man dürfe die 1200 Gemüse¬
händler nicht schädigen. Die gleichen Einwände haben auch die
Gegner der Konsumvereinegemacht; eine Schädigung der kleinen
.Händler ist aber nicht cingetreten. Mindestens soll der Magistrat
einmal einen Versuch mit Märkten in der Frankenallce , Bornheim
und Bockenheim machen. In der großen Markthalle findet eine
stille Verständigung der Händler statt, so daß die Preise immer noch
horhgehalten werden können. Der Redner verlangt in seinen weite¬
ren Ausführungen auch die Abgabe von Obst und Gemüse an die
arme Bevölkerung durch die Stadt . Auch der Verkauf der Dauerware
muß durch die Errichtung von inehr Verkaufsstellen anders organi¬
siert werden. Mangel an Personal kann für die Erweiterung nicht
ausschlaggebend sein: es gibt soviel Metzgerläden, die dazu recht
gut benützt werden können. Das Gefrierfleisch darf auch nicht an
Metzger zur Wurstfabrikation verkauft werden, sondern nur an die
minderbemittelte Bevölkerung. Beim Verkauf der Dauerware an
der Freibank fehlt jede Kontrolle. Ganze Schinken und Speckseiten
werden dort verkauft, und mancher Wirt und Metzger benutzt die
Gelegenheit, um sich einzudecken. Redner verlangt , daß mindestens
an zwei Wochentagen die Dauertvare auch in der Lederhalle verkauft
wird. Zu den vom Generalkommando in der Markthalle erlassenen
Verordnungen betont der Antragsteller, daß sic in der Praxis noch
nicht durchgcsührt worden sind; jetzt wird vor der Halle gehandelt.
Die polizeilich vorgcschriebene Preisauszeichnung wird von den
Händlern überhaupt nicht beachtet; sie werden grob und unverschämt.

_Beilage der „Volksstimme"
wenn man sie darauf aufmerksam macht. Marktpolizci sieht man
nicht. E« herrschen noch die gleichen unhaltbaren Zustände . Tie
van der Marktkommission festgesetzten Preise werden als Richtpreise
benutzt und als Mindestpreise beibehaltcn. Manche Schlvierigkettcn
im Gemüsebau kann man zugcben; sic rechtfertigen aber noch lange
nicht den kolossalen Aufschlag. Beim Obst zum Beispiel haben die
Landwirte auch bei trockenem Wetter nicht mehr Arbeit ; nicht ein¬
mal die Ranpcnnester beseitigen sie; das Pfund von gewöhnlichstem
Fallobst aber kostet6 bis 10 Pfennig. Früher kostete der Doppel¬
zentner Äclterobst 8, 10 Mark, wenn er hoch kam, 12 Mart ; jetzt
kostet gewöhnliches Obst 20 Marl. Wo bleibt da die Marktkom¬
mission? Würde in einem einzigen Falle die Marktpolizei nur ein¬
mal ein Exempel statuieren, cs würde bald anders werden. Der Be¬
fürchtung, die Händler bleiben fort, kann vorgebeugt werden durch
Verständigung mit anderen Stadtverwaltungen ; dann ist es den
Herren nicht möglich, ihre Waren wo anders abzusetzen. Mit dem
Wunsche, daß es dem Magistrat gelingen möge, den seitherigen
Milchpreis beizubehaltcn, bittet Redner, seinen Anträgen zuzu¬
stimmen.

Oberbürgermeister Voigt ist mit den Antragstellern der Mei¬
nung, daß eine Besprechung hier nicht überflüssig ist. Die Reichs-
regicrung hat in der Budgetkommission erklären lassen, es sei nun,
nachdem der Wuchererlatz ergangen sei, Sache der Städte , dafür zu
sorgen, daß Lebensmittel in genügender Weise und nicht zu teuer
auf den Markt kommen. Man muß sagen, daß die Regicrung in
keiner Weise den Wünschen der Städte Rechnung getragen hat . Das
können wir aber versichern, daß wir den Erlaß gegen den Wucher
aufs schärfste durchführen werden. Wir haben die unangenehme
Rolle des Denunzianten, halten es aber für unsere heilige Pflicht,
ohne Schonung der Person die Verordnung durchzusühren. Wir be¬
tonen dies als Warnung in der Oeffentlichkeitund werden, wenn
wir zu hohe Preise wahrnehmcn, das Verfahren gegen die Händler
schonungslos rinleitcn. (Bravo' ) Aber auch die Gerichte müssen
ihre soziale Pflicht erfüllen. In erster Linie mutz auch die Reichs¬
regierung den Städten mit Höchstpreisen helfen. Den Anträgen
Zielowskis, die sich auf den örtlichen Lebensmittelhandel beziehen,
kann man zustimmen. (Bravo!) Man könnte einmal den Versuch
machen, in einem Vorort einen Wochcnmarkt einzusühren . Ter
illegitime Zwischenhandel, der sich im Krieg bildete hat preistreibend,
spekulativ und verderblich gewirkt. Die ungeheure Teuerung in
Eiern ist auf die Einkaufszcntrale mit zurückzusührcn; sie darf
nicht mit Gewinn arbeiten. Tie diesjährige Kartoffelernte soll gut
werden. Man darf nicht vor einer Beschlagnahme zurnckschrccken,
denn nur dadurch ist eine »ordnungsmäßige Verteilung möglich.
Wir baben große Mengen Kartoffeln zu kaufen versucht; aber die
Preisfrage macht Schwierigkeiten. Die Regierung weiß nicht, ob
sie Produzentenhöchstprcise— das halten wir für richtig — erlassen
soll „nd in welcher Höhe. Tie Städte werden ähnlich wie beim
Brot die Verteilung der Kartoffeln an die Bevölkerung durch Karten
vornehmen müssen. Für die Regierung ist in der LcbenSmitielfrage
noch viel zu tun. Eine ausführliche Eingabe mit unseren Wünschen
ist an die Negierung vorbereitet, die in den nächsten Tagen abgehcn
wird. (Beifall/,

Stadtrat Meckbach gibt zu, daß an der Freibank größere Stücke
Speck und ganze Schinken verkauft worden sind. Aber sei es n:cht
ganz wünschenswert, wenn jeder einen Schinken zu Hause habe?
(Heiterkeit.)

Stadtrat Dr. Rößler versichert, daß die Stadt den Höchstpreis
für Milch mit 28 Pfennig so lange wie möglich halten werde. Höchst¬
preise für Butter festzusetzen, sei eine sehr zweischneidige Waffe;
die meiste Butter komme aus dem Ausland. Produzentenhöchstpreise
für Hülsenfrüchte habe man bereits von der Regierung verlangt.
Was die Kartoffelversorgung betreffe, so würden in Kürze wieder
Verhandlungen in Berlin stattfinden. Man könne in dieser Frage
nichts tun , solange man nicht wisse, was die Regierung eigentlich
vorhabe. Mit dem Gcmüscverkauf habe die Stadt Mainz gute Er¬
fahrungen gemacht. Dabei habe sie — aus Mangel an Personal —
nur einen Laden aufgemacht, in dem sie das Gemüse verkaufe. Eine
Aenderung des gegenwärtigen Systems der Preisbestimmung auf
dem Gcmüsemarkt sei sehr schwierig zu treffen ; man müsse erst
Erfahrungen abwarten.

Schneider (Fortschr. Vpt.j betont, die Kleinbauern und Gärtner
hätten unter recht ungünstigen Witterungsvcrhältnissen zu leiden;
daher die hohen Preise für Gemüse. Fraglich sei es . ob der jetzige
Milchpreis von 26 Pfennig ausrechterhalten werden, könne. Fallobst
koste übrigens nur 3, 4 und 5 Pfennig das Pfund'. (Widerspruch.)
Die Beschaffung von Futtermitteln sei nicht in den richtigen Händen;
auch infolge der Verteilung der Kleie an die Landwirte nicht in der
richtigen Weise. Man müsse unbedingt Höchstpreise für Kartoffeln
festsctzen, wenn im September die Ernteerträgnisse übersehbar
würden . Der Schwindel mit teuren Saatkartoffeln , die nur ein¬
fache Eßkartosseln gewesen seien, müßte' diesmal unterbunden
werden. Die meisten Anträge Zielowskis seien für seine Fraktion
unannehmbar . (Ziclowski: Auch nach der Magistratserklärung ?)
Ja . Sie stehen vielfach im Gegensatz zur Gewerbefreiheit.

Dr . Helff sFortschr. Bpt.) unterstützt den Antrag Fladung ; die
Anträge Zielowskt bezeichnet er teilweise als Quacksalberei. Der
Forderung nmch Höchstpreisen für den Groß - und Kleinhandel könne
man größtenteils zustimmen. Abzulehnen sei die Forderung auf
Erlaß einer Bestimmung, wonach Kaufverträge über inländische
Kartoffeln , die nach dem 1. November 1815 zu erfüllen sind, nichtig
seien, weil diese Forderung allen Grundsätzen des Handels und Ver¬
kehrs ins Gesicht schlage. Wenn Ziclowski erklärt habe, die Volks¬
partei sei desbalb gegen Maßnahmen, die sich gegen den Wucher
richten, weil sic unter ihren Angehörigen Leute habe, die sich an
derartigen Manipulationen beteiligen, so verwahre er sich gegen diese
Bemerkung entschieden und weise sie als eine niedrige Unterschiebung
und Beleidigung zurück. Mit scharfer Betonung fordert er vom
Magistrat , daß er die kleinen Händler in den einzelnen Stadtteilen
schützt. Die fortschrittliche Fraktion fordere vom Magistrat auf das
bestimmteste, daß diese Leute durch Wochenmärkte oder städtischen
Gemüfcverkans in keiner Weife geschädigt werden.

Scondo (Fortschr. Vvt.) weist auf den schweren Existenzkampf
der Gärtner hin. Bei günstigem Herbstwetter würden auch die Ge¬
müsepreise sinken. Das Gemüse sei jetzt sehr teuer , aber ohne
Schuld der Gärtner.

Kleinschmidt lnatl.) nahm das Kohlensyndikat gegen die Vor¬
würfe Fladungs in Schutz. Die Preiserhöhung sei notwendig ge¬
wesen, um den Bergbau gewinnbringend zu erhaltem Wir gewin¬
nen den Krieg nur , weil wir Kohle haben. Dadurch, daß die fach¬
männischen Bergarbeiter ins Feld rückten, sei eine Minderförderung
von 50 bis 60 Prozent an Kohlen eingetreten.

Fladung (Soz.) entgegnet im Schlußwort, der Vorredner sei
über die Vorgänge im Kohlenhandel nicht unterrichtet . Seit der
Gründung des Syndikats seien die Preise für Kohlen ständig ge¬
stiegen, die Renten der Kohlenbaroneund Händler haben sich erhöht.
Herr Kleinschmidt habe ein Lamento angestellt, das schließlich dazu
führen müsse, eine Sammlung für die armen Kohlengroßhändler
zu veranstalten. Es besteht tatsächlich eine Kohlennot, die vorliegen¬
den Aufträge können nicht ausgeführt werden, das habe auch die
„Franks. Zeitung" anerkannt. (Dr . Helsf: Jetzt hat der wieder
recht!)

Ziclowski (Soz.) .bedauert im Schlußwort den Verlauf der De¬
batte . Statt eines geschlossenen Auftretens wenden sich die Fortschrittler
und Nationalliberale gegen den Magistrat . Einer sei als Beschützer
der Makler und Zwischenhändler ausgetreten, ein anderer nimmt die
Gärtner in Schutz, ein dritter das Kohlensyndikat. Keiner von den
bürgerlichen Herren denkt an die Konsumenten, an die Millionen
von Menschen, wie sic leben sollen. Der Burgfrieden steht nur noch
auf dem Papier . Nach dem Ausspruch des Kaisers gibt es zwar
keine Parteien mehr ; aber Ausbeuter und Ausgebeutete gibt es noch.
Sie , meine Herren, haben dem Magistrat deutlich gesagt, er hat nur
die Interessen der Unternehmer und Krämer zu wahren , nicht aber
die der Konsumenten. In Köln, wo keine Sozialdemokraten in der
Stadtverordnetenversammlung sind, hat man einen anderen Stand¬
punkt vertreten ; hier kennt man nur Unternehmerinteressen. (Un¬
ruhe.)

Die Abstimmung.
Einstimmig angenommen wird der Antrag Fleischer. Zuge¬

stimmt wird auch dein Antrag Fladung, der wie folgt lautet:
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen, den

Magistrat zu ersuchen, bei dem zuständigen Minister auf die be¬
vorstehende Kohlcnnot und Kohlcntcuerung (welche letztere durch
nichts gerechtfertigt erscheint) hinznweisen und ihn zu ersuchen,
rechtzeitig Mittel und Wege cinzüschlagen, um dem deutschen Volke
iicbcn den sonstigen Entbehrungen im kommenden Winter nicht
auch noch die Preise für den so notwendigen Brennbedarf ins Un»
gemcsscnc zu steigern.

Der Antrag Ziclowski und Genossen an die Regierung wird in
seiner Einleitung abgelchnt; dagegen wird ein Antrag Helff an¬
genommen, der besagt:

Bei der Regierung vorstellig zu werden, daß die Bekannt-
inachung des Bundcsrats gegen die übermäßige Preissteigerung
vom 23. Juli 1815 bei allen in Betracht kommenden Instanzen
nachdrücklich beachtet wird und, wenn diese Verordnung nicht
alsbald durch ihre schärfste Handhabung von allen beteiligten
Behörden und Gerichten zur Beseitigung des Wuchers in Lebens¬
mitteln führen sollte, sofort entschiedenereMaßnahmen zu tref¬
fen. Weiter möge die Regierung ersucht werden, daß sie ener¬
gische Maßnabmen zur Bekämpfung des Lebcnsmittclwuchers er¬
greift durch Festsetzung von Höchstpreisen für den Groß - und
Kleinhandel, und zwar:

1. Produzcnten -tzöchstpreise für Milch, Butter und Molkerei-
Produkte:

2. Großhandelspreise für Teigwaren, sowie für aus Hafer und
Gerste hergestellte Nabrungsmittel unter gleichzeitigem Er¬
laß von Höchstpreisen für die an Gerste verarbeitenden Be¬
triebe zu liefernde Gerste;

3. Produzenten -Höchstpreisc für Hülsenfrüchte;
4. möglichst bald die in Aussicht genommenen Maßnahmen auf

dem Gebiet der Kartofselvcrsorgung bekannt zu geben.
Ferner wird einem Anträge von Dr . Heilbrunn und Genossen

zugestitnmt, der den Ausbau des Systems der Volksküchen in den
einzelnen Bezirken und Verstärkung der Mittel zur Speisung der
Schüler der Bürgerschulen verlangt.

Die weitere Forderung Zielowskis,
Verständigung mit den Stadtverwaltungen der umliegenden
Städte zwecks einbeitlicher Organisation des Marktwesens zur
Bekämpfung der Preissteigerung berbcizumhren,

findet ebenfalls eine Mehrheit. Abgelchnt werden dagegen fol¬
gende Anträge der sozialdemokratischenFraktion:

Eine Bestimmung dahin zu erlassen, daß Kaufverträge über
inländische Kartoffeln, die nach dem 1. November 1915 zu er¬
füllen sind, nichtig sind, ausgenommen die mit Reichs- und
Staatsbehörden und Kommunalvcrbänden abgeschlossenen
Verträge.

Bestimmungen zu erlassen, welche solchen Personen , die nicht
schon vor dem 1. August 1914 in den betreffenden Handelszweigen
tätig waren , die gewerbstätige Vermittelung und den Groß¬
handel mit Lebensmittel durch Verbot und Nichtigkeits-Erklärung
der betreffenden Geschäfte unmöglich zu machen.

Zur Behebung der Uebelstände im örtlichen Lebensmittelhandel,
besonders im Marktwesen, folgende Maßnahmen zu treffen:

Einrichtung von Wochenmärkten in verschiedenen Stadt¬
teilen (Bornheim, Bockenheim, Westend und Sachsenhausen) und
in den Vororten.

Ankauf von Gemüse und Obst durch die Stadt in großen
Mengen und Einrichtung von städtischen Verkaufsstellen.

Ändere Organisation deS Verkaufs der Dauerware durch
Einrichtung von städtischen Verkaufsstellen.

Aenderung des gegenwärtigen Systems der Preisbestimmung
auf dem Gemüsemarkt, da die Richtpreise zu Höchstpreisen ge¬
worden sind.

Lediglich die Forderung Zielowskis:
Ankauf von Winterkartoffeln durch die Stadt und Abgabe zu
billigsten Preisen an die unbemittelte Bevölkerung

findet eine Mehrheit.
Mit den Sozialdemokraten stimmte auch der Zentrumsabge¬

ordnete Dr . Thormann für die abgelehnten Anträge.
Unter den verschiedenen

Vorlagen Des Magistrats
befindet sich auch die Bereitstellung von 10 000 Mark als Kriegs¬
beihilfe aus Stiftungsmitteln.

Ziclowski (Soz.) findet den Betrag mit Rücksicht auf die reichen
Mittel der Stiftungen äußerst gering. Auf seinen Antrag geht die
Vorlage an den Finanzausschuß.

Schluß der Sitzung nach 9 Uhr.

Telegramme.
Bombenwürfe aus Gffenbmg.

Berlin , 24. Aug . (W. 23. Amtlich.) Gestern abend warf
ein feindlicher Flieger Bomiben auf die außerhalb des Opera¬
tionsgebietes gelegene Stadt Offenburg . Es wurde nur un¬
bedeutender Sachschaden verursacht. 12 Zivilpersonen wurden
zum Teil schwer verletzt.

ZranzSsischer Tagesbericht.
Paris , 25. Aug. (W. B. Nichtamtlich.) Amtlicher Bericht von

Dienstag nachmittag. Es fanden einige Artillerieaktionen im
Laufe der Nacht im Abschnitt nördlich Arras zwischen Somme,
Oise und Argonncn statt. In den Vogesen wurden gestern auf
den Höhen östlich der nördlichen Fecht am Schratzmännle sthr hef¬
tige Kämpfe geliefert. Trotz mehrerer Gegenangriffe konnte der
Feind das Gelände, welches er verlor, nicht zurückerobern. Am
Barrenkopf behaupten wir gleichfalls die am Abend vom 22. August
erzielten Gewinne. Die Deutschen griffen wieder unsere Schützen¬
gräben auf dem Kamme von Sondernach an . Sie wurden zurück¬
geworfen.

Neuer Mamischastseinzug in Frankreich.
Paris , 25. Aug. (W. B. Nichtamtlich.) Die früher zurück¬

gestellten und als dienstuntauglichbefundenen Mannschaften, welche
bei einer erneuten Untersuchung für tauglich befunden wurden,
haben den Befehl zur Einrückung zwischen dem 7. und 9. September
erhalten und werden bei der Infanterie eingestellt.

Der bestrafte Uapitan.
London, 25. Aug. (W. B- Nichtamtlich.) Der Kapitän eines

Fischdampfers aus Grimsby ist auf Antrag der Admiralität zu
einer Geldstrafe von 8 Pfund 3 Schilling verurteilt worden, Wei¬
er über eine gewisse Episode nicht Bericht erstattet habe. Der
Kapitän hatte nicht gemeldet, daß er in der Nordsee einen Zeppe¬
lin gesehen  hat.

Amerikas Wanderung;- und yandelsstatistik.
London, 25. Aug. (W. B. Nichtamtlichst Die Zahl der Ein¬

wanderer in Amerika betrug für 1814/15 434 244 Personen gegen
1 403 081 im Vorjahre . Die Zahl der Auswanderer betrug 384 174
gegen 633 805 Personen im Vorjahre. Unter den Einwanderern
befanden sich 47 000 Kanadier. — Nach der amerikanischen Handels¬
statistik für das Rechnungsjahr 1914/15 betrug der Wert der Aus¬
fuhr 293 455 000 Pfund Sterling . Das bedeutet eine Zunahme
von 111 453 000 Pfund Sterling gegen das Vorjahr . Der Wert der
Ausfuhr von Lebensmitteln betrug 102 Millionen , von Rohstoffen
61 Millionen , von Halbfabrikaten 34,8 Millionen , von Fertigfabri¬
katen 84,6, von Verschiedenem 10,7 Millionen Pfund Sterling.
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